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Vorwort

Die „Wende“ in Mittel- und Osteuropa hat in allen Staaten des ehemals 
kommunistischen Machtbereichs nicht nur zu großen politischen, gesell-
schaftlichen und sozialen Umbruchprozessen geführt, sondern auch eine 
Neudefinition des Verhältnisses von Kirche und Staat erforderlich gemacht. 
Damit ist eine singuläre Situation gegeben, die es nicht nur zu würdigen, 
sondern auch kritisch zu reflektieren gilt.

Gut ein Vierteljahrhundert nach dieser „Wende“ stellen sich die Beziehun-
gen zwischen Staat und Kirche in Mittel- und Osteuropa sehr unterschiedlich 
dar: Teilweise gibt es formelle Abkommen zwischen Staat und Kirche, teil-
weise wird unreflektiert an vorkommunistische Verhältnisse angeknüpft; es 
gibt zum einen Beispiele fruchtbarer Kooperation zwischen Staat und Kirche, 
zum anderen aber auch Beispiele für anhaltende Konflikte, beispielsweise in 
Eigentumsfragen. Selbstredend spielen auch die jeweiligen historischen, reli-
gionssoziologischen und aktuellen politischen Kontexte eine große Rolle. 
Die Kirchen stehen damit in den verschiedenen Ländern Mittel- und Ost
europas vor ganz unterschiedlichen Herausforderungen.

Auf Initiative von „Renovabis“, der Solidaritätsaktion der deutschen Ka-
tholiken mit den Menschen in Mittel- und Osteuropa, entschied sich die 
Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für weltkirchliche Aufgaben der Deutschen 
Bischofskonferenz, zu einer Fachkonferenz „Kirche und Staat in Mittel- und 
Osteuropa“ einzuladen und dem Herausgeber dieses Bandes die konzeptuelle 
Vorbereitung und Durchführung anzuvertrauen. Ausgehend von evidenten 
praktischen Bedürfnissen – immer wieder wurde und wird „Renovabis“ von 
den Projektpartnern in den Ländern Mittel- und Osteuropas um Hilfe und 
Beratung bei der Gestaltung des Staat-Kirche-Verhältnisses gebeten  – be-
stand die Zielsetzung der Fachkonferenz darin, eine aktuelle Bestandsauf-
nahme der staatskirchenrechtlichen Situation in verschiedenen Staaten vorzu-
nehmen und Forschungslinien für künftige vertiefende Studien herauszuar-
beiten. Da ein umfassender Zugriff unter Berücksichtigung der Situation in 
allen Staaten einen beträchtlichen konzeptuellen wie zeitlichen Vorlauf erfor-
dert hätte, optierte die Wissenschaftliche Arbeitsgruppe als Veranstalter dafür, 
als ersten Schritt und möglichen Ausgangspunkt für längerfristige Studien-
projekte eine exemplarische Analyse vorzunehmen. Diese knüpft an die 
rechtstatsächlichen Gegebenheiten an (Staaten mit katholischer Prägung, mit 
orthodoxer Prägung, mit religiöser Vielfalt, mit weitgehend religionsloser 



6	 Vorwort

Gesellschaft) und untersucht in diesem Kontext die Situation in einzelnen 
besonders signifikanten Staaten als Referenzbeispiele.

Die Fachkonferenz fand vom 1. bis 4. Februar 2016 im Kardinal-Döpfner-
Haus in Freising statt und führte annähernd 30 Experten aus Mittel- und 
Osteuropa sowie aus dem deutschsprachigen Raum zusammen. Der vorlie-
gende Tagungsband macht die dort gehaltenen Vorträge der interessierten 
Öffentlichkeit zugänglich.

Auch an dieser Stelle drängt es mich, herzlich zu danken: Herrn Dr. Jo-
hannes Oeldemann, Direktor am Johann-Adam-Möhler-Institut für Ökumenik 
(Paderborn), für die überaus angenehme und harmonische Zusammenarbeit 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Tagung, Herrn Dr. Gerhard Al-
bert, Geschäftsführer von „Renovabis“ für die liebenswürdige Gastfreund-
schaft und Unterstützung im Kardinal-Döpfner-Haus in Freising, Frau Maren 
Monroy für die kompetente wie effiziente Organisation der Tagung wie des 
Tagungsbandes. Dessen Publikation hat das Sekretariat der Deutschen Bi-
schofskonferenz mit einem namhaften Druckkostenzuschuß ermöglicht, wo-
für gleichfalls herzlich gedankt sei.

Rom, im Oktober 2017� Stefan Mückl
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Recht und Religion in europäischer Perspektive

Von Nikola Eterović

I.	 Einführung
II.	 Der internationale Rahmen der Beziehungen von Recht und Religion
III.	 Der europäische Rahmen der Beziehungen von Recht und Religion
IV.	 Die Katholische Kirche: Beziehung zwischen Kirche und Staat
V.	 Zusammenarbeit von Kirche und Staat
VI.	 Recht und Religion: einige Schwierigkeiten
VII.	 Zusammenfassung

1.	 Das Recht: der Rechtsrahmen
2.	 Die Religionen: die Verantwortung der religiösen Denominationen
3.	 Recht – Religion: praktische Umsetzung
4.	 Das konkordatäre Recht
5.	 Achtung der Religionsfreiheit
6.	 Die Berufung Europas

Herzlich danke ich für die Einladung zur Teilnahme an dieser Konferenz 
zum Thema „Kirche und Staat in Mittel- und Osteuropa“. Sie hat zum Ziel, 
die Beziehungen zwischen Kirche und Staat in den ehemals kommunisti-
schen Ländern Europas zu untersuchen, nachdem vor 25 Jahren die kommu-
nistischen Regime als Regierungssysteme zusammengebrochen sind. Ich 
habe gerne die Anfrage zu einem Vortrag angenommen, weil ich in einem 
kommunistischen Land gelebt habe, nämlich in der Sozialistischen Föderati-
ven Republik Jugoslawien, wo ich nicht zuletzt zwei Jahre Militärdienst ab-
geleistet habe. Später habe ich als Beamter im Staatssekretariat in der Abtei-
lung für die Beziehungen mit den Staaten den Übergang der mitteleuropäi
schen Länder von der Einparteienregierung zu den Strukturen demokratischer 
Länder verfolgt. In dieser Funktion nahm ich teil an dem Prozeß zur Rege-
lung der Beziehungen durch Konkordate oder konkordatsähnliche Verträge 
zwischen dem Heiligen Stuhl und einigen exkommunistischen Ländern. Das 
alles bezieht sich auf das Thema meines Vortrags: „Recht und Religion in 
europäischer Perspektive“. Ich hege die Hoffnung, daß einige Überlegungen, 
die jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, nützlich sein kön-
nen, einerseits für die Vertiefung des Gesamtthemas und andererseits für den 
Verlauf Ihrer Arbeit. 
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I. Einführung

Wenn man auf die Beziehung zwischen Recht und Religion schaut, scheint 
es nützlich, sich auf den internationalen Rechtsrahmen zu berufen (II.) und 
dabei den europäischen Kontinent besonders zu berücksichtigen (III.). Da-
nach werde ich einige Überlegungen zu den Beziehungen zwischen der Kir-
che und den europäischen Staaten anstellen (IV.). Nachdem die Konkordate 
als Instrument der Zusammenarbeit aufgezeigt worden sind (V.), möchte ich 
auf einige Schwierigkeiten in der Beziehung zwischen Staat und Kirche auf-
merksam machen (VI.). Zum Schluß (VII.) zeige ich einige neue Herausfor-
derungen auf, die im Licht der gefestigten europäischen Rechtstradition zu 
sehen und zu lösen sind, unter Anwendung der rechtlichen Normen auf die 
neuen Situationen und Probleme.

Mein Grundansatz dabei entstammt der Bibel und der lebendigen Tradition 
der Katholischen Kirche. Die grundlegende Norm bleibt die klare Unter-
scheidung, die Jesus Christus zwischen Staat und Kirche gemacht hat, zwi-
schen der zivilen Ebene und der religiösen: „So gebt dem Kaiser, was dem 
Kaiser gehört, und Gott, was Gott gehört!“ (Mt 22,21). Der Herr hat auf 
diese Weise auf die Frage geantwortet, welche ihm die Anhänger des Hero-
des im Auftrag der Pharisäer gestellt hatten, um ihn in eine Falle zu locken: 
„Ist es nach deiner Meinung erlaubt, dem Kaiser Steuern zu zahlen, oder 
nicht?“ (Mt 21,17). Mit nicht wenigen Schwierigkeiten und Widersprüchen 
hat die Katholische Kirche in ihrer zweitausendjährigen Geschichte darum 
gerungen, die Lehre ihres Meisters in die Praxis umzusetzen. Dabei hat sie 
die Rechtsbeziehungen der Staaten mit der Kirche gefördert, was positive 
Auswirkungen auf dem Gebiet der Rechtsstaatlichkeit in der internationalen 
Gemeinschaft hatte. 

Das Verhältnis zwischen Recht und Religion wird vor allem wahrgenom-
men als Beziehung zwischen den fundamentalen Freiheiten des Menschen, 
verstanden als Person und als Mitglied einer Gesellschaft, und seiner Bezie-
hungen zu den Religionen. Das Verhältnis zwischen Recht und Religion kann 
daher nicht unabhängig von den Menschenrechten betrachtet werden, unter 
denen die Religionsfreiheit einen besonderen Platz einnimmt. Sie hat zwei 
komplementäre Dimensionen, insofern sie in der Freiheit besteht, eine Reli-
gion privat und öffentlich zu bekennen, wie auch in der Freiheit, nicht zum 
Bekenntnis eines Glaubens, eines Kultes oder einer Philosophie verpflichtet 
zu sein. Es handelt sich um ein grundlegendes Thema, das der Heilige Stuhl 
als zentrales Organ und Verwaltungszentrum der Katholischen Kirche mit 
besonderer Aufmerksamkeit behandelt1. Das haben zwei hochstehende Kir-

1  s. die Präzisierung in c. 361 CIC / 1983: „Unter der Bezeichnung Apostolischer 
Stuhl oder Heiliger Stuhl ist in diesem Gesetzbuch nicht nur der Papst zu verstehen, 



	 Recht und Religion in europäischer Perspektive� 13

chenvertreter, die eng mit dem Papst in der Führung der päpstlichen Diplo-
matie zusammenarbeiten, in jüngster Zeit bestätigt. Kardinalstaatssekretär 
Pietro Parolin sagte bei der Konferenz „Vierzig Jahre Helsinki. Frieden 
durch Dialog“, daß „für die Diplomatie des Heiligen Stuhls die Förderung 
der Religionsfreiheit eine Priorität bei ihrer internationalen Tätigkeit hat“2. 
Beim 21. Ministerrat der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa am 3. Dezember 2015 in Belgrad hat Erzbischof Paul Richard Gal­
lagher, Sekretär für die Beziehungen mit den Staaten, betont: „Der Heilige 
Stuhl hat die Pflicht, auf die zentrale Bedeutung der Religions- oder Be-
kenntnisfreiheit zu bestehen, nicht weil sie die anderen Freiheiten ignoriert, 
sondern weil die Religions- und Bekenntnisfreiheit der Lackmustest ist für 
den Respekt vor den übrigen Menschenrechten und den grundlegenden Frei-
heiten. Der Heilige Stuhl ist überzeugt, daß das Credo dazu beiträgt, sei es 
für das Individuum, sei es für die Gemeinschaft, Respekt vor der Freiheit des 
Denkens, vor der Suche nach der Wahrheit, vor der personalen und sozialen 
Gerechtigkeit und vor dem Rechtsstaat zu haben, was alles notwendig ist für 
eine gute Beziehung zwischen Bürgern, Institutionen und Staaten“3.

II. Der internationale Rahmen der Beziehungen  
von Recht und Religion

Nach der großen Tragödie der zwei Weltkriege haben die Siegermächte, 
die Alliierten, auch um ähnliche Greueltaten zu verhindern, die Organisation 
der Vereinten Nationen gegründet und eine „Charta der Vereinten Nationen“ 
verfaßt. Sie wurde von 51 Gründungsmitgliedern unterzeichnet und per Ak-
klamation am 26.  Juni 1945 in San Francisco angenommen. Das Thema 
„Religion“ wird in den Kapiteln I und IX behandelt. Es wird über die Ziele 
und Grundsätze gesprochen und in Kapitel I der Charta der Vereinten Natio-
nen unter anderem „die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfrei-
heiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache 
oder der Religion“4 garantiert. Wenn es um die Aufgaben und Befugnisse 
geht, unterstreicht die Charta den Respekt vor den „Grundfreiheiten für alle 

sondern auch, wenn nicht aus der Natur der Sache oder aus dem Kontext anderes 
offensichtlich ist, das Staatssekretariat, der Rat für die öffentlichen Angelegenheiten 
der Kirche und andere Einrichtungen der Römischen Kurie.“

2  Pietro Parolin, L’invenzione della libertà di coscienza, L’Osservatore Romano v. 
24. Juni 2015, S. 4.

3  Paul R. Gallagher, In difesa della libertà di religione, L’Osservatore Romano v. 
4. Dezember 2015, S. 2.

4  Art. 1 Abs. 3 der Charta der Vereinten Nationen formuliert das Ziel, „eine inter-
nationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaft
licher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den 




